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stischcn Staatsmacht verwirklicht. 
Rechtsstellung und Aufgaben des G. 
sind insbesondere in den Art. 49, 50, 
97 und 98 der Verfassung der DDR 
und im Gesetz über die Staatsanwalt­
schaft der DDR vom 7. 4. 1977 
(GBl. I 1977, Nr. 10) geregelt. 
Der G. leitet die gesamte Staats­
anwaltschaft als einheitliches zen­
trales Organ der sozialistischen 
Staatsmacht nach dem Prinzip der 
Einzelleitung. Der G. leitet und plant 
die Tätigkeit der Staatsanwaltschaft. 
Er bestimmt ihre Planaufgaben, die 
Grundsätze ihrer Arbeitsweise und 
ihrer Zusammenarbeit mit anderen 
staatlichen Organen, gesellschaft­
lichen Organisationen und den Werk­
tätigen, ist verantwortlich für die 
Führung der Kriminalstatistik und 
des Strafregisters der DDR und für 
die Analyse der Kriminalität, leitet 
Schlußfolgerungen aus der Aufsichts­
tätigkeit dem Staatsrat, dem Minister­
rat und anderen zentralen staatlichen 
Organen zu und macht diese auf Er­
fordernisse der Vervollkommnung 
des sozialistischen Rechts aufmerk­
sam. Er übt unmittelbar die Auf­
sicht über die Einhaltung der Gesetz­
lichkeit durch alle Ministerien und 
andere zentrale Verwaltungsorgane 
und Einrichtungen, über die zentra­
len Untersuchungsorganc der Ministe­
rien des Innern und für Staatssicher­
heit sowie der Zollverwaltung aus, 
reicht Kassationsanträge beim —> 
Obersten Gericht der DDR ein und 
wirkt in gerichtlichen Verfahren zwei­
ter Instanz beim Obersten Gericht 
mit. Er erhebt und vertritt die An­
klage in Strafsachen von überragen­
der Bedeutung beim Obersten Ge­
richt. Dem G. unterstehen die Staats­
anwälte der Bezirke und der Kreise 
und die Militärstaatsanwältc. Sie sind 
in ihrer Tätigkeit nur an die Verfas­
sung und die Gesetze und anderen 
Rechtsvorschriften der DDR gebun­
den und unterliegen den Weisungen 
des G., handeln als seine Beauftrag­
ten und sind ihm rechenschaftspflich­
tig. Alle Staatsanwälte werden vom

G. ernannt und abberufen, die Stell­
vertreter des G. vom Staatsrat bestä­
tigt. Der Militärobcrstaatsanwalt ist 
ein Stellvertreter des G. Der G. ist 
berechtigt, an den Sitzungen des —► 
Ministerrates der DDR sowie des 
Plenums und des Präsidiums des 
Obersten Gerichts tcilzunchmcn und 
den Erlaß von Richtlinien und Be­
schlüssen zur Leitung der Recht­
sprechung zu beantragen. Er kann 
Weisungen für die Untersuchungs­
organe erteilen. Befehle der Leiter 
der Untersuchungsorganc auf Repu­
blikebene sowie Durchführungsbe­
stimmungen und Anweisungen des 
Ministers des Innern über die Durch­
führung von Untersuchungshaft und 
Strafvollzug bedürfen der Abstim­
mung mit dem G. Der G. kann in 
jeder Sache, für die die Staatsanwalt­
schaft zuständig ist, selbst entscheiden 
oder Weisungen geben.

Generalstab: zentrales Planungs­
organ der Streitkräfte im Frieden, 
Teil des Oberkommandos und wich­
tigstes Führungsorgan des Obersten 
Befehlshabers im Krieg; im imperia­
listischen Deutschland Zentrum des 
—> Militarismus. Der preußische G. 
wurde nach 1807 im Zusammenhang 
mit den Militärreformen von G. v. 
Scharnhorst begründet. Aus einer 
militärisch fortschrittlichen Institution 
wurde er zum Instrument des reak­
tionären preußischen Militarismus. 
Durch den vom G. unter der Leitung 
von H. v. Moltke geplanten und er­
folgreich geführten preußisch-öster­
reichischen Krieg 1866 und den 
Deutsch-Französischen Krieg 1870/71 
sowie mit der Reichseinigung durch 
Preußen gewann der preußische G. 
in Deutschland eine militärische 
Autorität und eine politische Macht­
stellung wie in keinem anderen Land; 
er übernahm faktisch gesamtstaatliche 
Funktionen. Chef des G. war der un­
mittelbare Berater des Kaisers für 
die strategisch-operativen Fragen der 
Landkriegführung. Regierung und 
Reichstag besaßen gegenüber dem G.


